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Wie würden Kinder und Jugendliche wählen?

Kinder und Jugendliche sind politikinteressiert. An der so
genannten Junior- sowie der U18-Wahl haben sich im Jahr 2017 
insgesamt über eine Million Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren beteiligt – so viele wie nie zuvor. Diese „Wahlen“ 
wurden wenige Tage vor der Bundestagswahl 2017 im Regel-
fall an Schulen (Juniorwahl, ca. 800 000 Stimmabgaben) oder 
selbst organisierten Wahllokalen (U18-Wahl, ca. 220 000 Stimm
abgaben) abgehalten. Stimmberechtigt waren alle Kinder und 
Jugendliche unter 18 Jahren. Die Stimmabgabe erfolgte ana-
log der Bundestagswahl in Wahlkabinen auf dem Original 
nachempfundenen Wahlzetteln.

Nach Schließung der Wahllokale wurden die bei der Ju-
nior- und U18-Wahl abgegebenen Stimmen ausgezählt und 
die Ergebnisse im Internet veröffentlicht.1 Tabelle 1 zeigt, dass 
sich das Stimmverhalten der Unter-18-Jährigen erstaunlich 
wenig von den Ergebnissen der Bundestagswahl unterschei-
det. Es fällt einzig der – im Vergleich zur Bevölkerung über 
18 Jahren – deutlich höhere Stimmanteil für die Grünen sowie 
der spürbar geringere Stimmanteil für die AfD bei den Unter- 
18-Jährigen auf. Dieses Ergebnis sowie ein ebenfalls deutlich 
überproportionaler Stimmanteil für die Tierschutzpartei sind 
auf ein bei jüngeren Menschen stärker verankertes Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsbewusstsein zurückzuführen.

Rund 82 Mill. Menschen leben in Deutschland, an Bundes-
tagswahlen dürfen sich allerdings nur rund 61 Mill. Ein
wohner beteiligen. 21 Mill. Menschen – also rund ein Viertel 
der in Deutschland lebenden Bevölkerung – sind dagegen 
nicht stimmberechtigt. Ausgeschlossen vom Wahlrecht sind 
neben 9 Mill. Menschen ohne deutschen Pass auch rund 
12 Mill. Deutsche – nämlich Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren.

Angesichts des ständig steigenden Medianwähleralters 
und der zunehmenden politischen Dominanz älterer Wähler-
gruppen (Stichwort: „Gerontokratie“, siehe Sinn und Übel-
messer 2003) werden immer häufiger stärkere Partizipations-
rechte für Kinder und Jugendliche im Sinne eines „Kinderwahl-
rechts“ eingefordert (siehe z. B. Schmidt 2013). Kernforderung 
hierbei ist die Aufhebung des in Art. 38 Abs. 2 des Grund
gesetzes verankerten Mindestwahlalters von 18 Jahren.

Kritiker des „Kinderwahlrechts“ begründen ihre Ab
lehnung zumeist mit fehlender politischer Reife jüngerer 
Menschen und unterstellen eine Tendenz zu einem extre
meren und leichtfertigeren Wahlverhalten. In diesem Beitrag 
zeigen wir, dass diese Begründung nicht (mehr) zu tragen 
scheint, ganz im Gegenteil: Bei der letzten Bundestags- 
wahl hätten Parteien der demokratischen Mitte von einer 
Abschaffung des Mindestwahlalters profitiert, während Par-
teien am linken und am rechten politischen Rand geringere 
Zustimmung erfahren hätten. Stärkere Partizipationsrechte 
jüngerer Menschen, etwa über eine Absenkung oder Abschaf-
fung des Mindestwahlalters, erscheinen daher durchaus er-
wägenswert.
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Wie wäre die Bundestagswahl 2017  
ohne das Mindestwahlalter von 18 Jahren 
ausgegangen?

*	 Dr. Felix Rösel ist wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Niederlassung 
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Kinder und Jugendliche sind bei Bundestagswahlen nicht wahlberechtigt. Dies wird zumeist mit feh­
lender politischer Reife begründet. In diesem Artikel simulieren wir, wie die Bundestagswahl 2017 
ohne das Mindestwahlalter von 18 Jahren ausgegangen wäre („Kinderwahlrecht“). Wir nutzen Daten 
der sogenannten Junior- und U18-Wahl, an der sich im Jahr 2017 über eine Million Kinder und Jugend­
liche unter 18 Jahren beteiligt haben. Die Ergebnisse zeigen überraschende Auswirkungen der Abschaf­
fung der Altersgrenze auf das Wahlergebnis: Parteien der demokratischen Mitte wären gestärkt wor­
den, während Parteien am linken und am rechten politischen Rand an Zustimmung verloren hätten. 
Die AfD hätte beispielsweise zwei Bundestagsmandate weniger erhalten, wären Kinder und Jugend­
liche stimmberechtigt gewesen.
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Aggregiert man die Wahlpräferenzen entlang des politischen 
Spektrums, ergeben sich kaum mehr Unterschiede im Wahl-
verhalten der Bevölkerung unter und über 18 Jahren. Ab
bildung 1 zeigt, dass sich rund 75,3 % der Wähler bei der 
Bundestagswahl 2017 für eine Partei der „klassischen Mitte“ 
entschieden haben. Hierzu zählen wir CDU/CSU, SPD, 
GRÜNE, FDP, PIRATEN, FREIE WÄHLER sowie die Tierschutz-
partei.2 Dieser Anteil liegt bei den Unter-18-Jährigen sogar 
nochmals höher, nämlich bei 77,9 %. Kinder und Jugend
liche haben sich auch deutlich seltener für Nicht-Splitter
partei mit Tendenz zum linken (DIE LINKE) oder rechten poli-
tischen Rand (AfD, NPD) entschieden (insgesamt 15,0 % 
statt 22,2 % in der Bevölkerung über 18 Jahre). Stattdessen 
drücken sie Protest durch die Wahl von Satire- oder Splitter-
parteien aus. Ein radikaleres oder leichtfertigeres Stimm-
verhalten von Kindern und Jugendlichen ist in jedem Fall 
nicht zu erkennen, obwohl die Stimmabgabe bei der Junior- 
oder U18-Wahl reinen Symbolcharakter und keine politischen 
Konsequenzen hat.

Wie wäre die Bundestagswahl 2017 ohne Min-
destwahlalter ausgegangen?

Wie wäre nun die Bundestagswahl 2017 ausgegangen, wären 
auch Unter-18-Jährige wahlberechtigt gewesen? Zur Beant
wortung dieser Frage gehen wir von drei wichtigen Annah-
men aus. Erstens nehmen wir an, dass sich die Stimmen der 
0- bis 18-Jährigen bei einem tatsächlichen „Kinderwahl-
recht“ genauso wie bei der Junior- und U18-Wahl-Ergebnisse 
verteilen würden. Zweitens müssen wir eine Annahme hin-
sichtlich der Wahlbeteiligung der 0- bis 18-Jährigen treffen, 
die über der Zahl der Stimmabgaben der (rein symbolischen) 
Junior- und U18-Wahl liegen dürfte. Vereinfachend nehmen 
wir an, dass sich 17- bis 18-Jährige an der Wahl im Durch-
schnitt der Bevölkerung (Wahlbeteiligung: 76,2 %) beteiligen 

Tab. 1
Wahlergebnis der Bundestagswahl 2017 (Zweitstimmen)

Quelle: Darstellung des ifo Instituts.�

Unter 18 Jahre
(Juniorwahl, U18-Wahl)

Über 18 Jahre
(Bundestagswahl)

(1) (2)

CDU/CSU 27,3 % 32,9 %

SPD 19,4 % 20,5 %

DIE LINKE 7,5 % 9,2 %

GRÜNE 17,6 % 8,9 %

FDP 8,1 % 10,7 %

AfD 6,2 % 12,6 %

Sonstige 13,9 % 5,0 %

Davon:

PIRATEN 2,0 % 0,4 %

NPD 1,3 % 0,4 %

FREIE WÄHLER 0,6 % 1,0 %

Tierschutzpartei 2,9 % 0,8 %

Die PARTEI 4,1 % 1,0 %

Andere 3,1 % 1,5 %

Wähler 1 016 332a 46 973 799

Davon:

Gültige Stimmen 98,0 %a 99,0 %

Ungültige Stimmen 2,0 % a 1,0 %

Hinweise: Die Tabelle zeigt die Zweitstimmenanteile der einzel- 
nen Parteien bei der Bundestagswahl 2017 (nur Über-18-Jährige) 
in Spalte (2) sowie die aggregierten Ergebnisse der sogenannten 
Junior- und U18-Wahl (nur Unter-18-Jährige) in Spalte (1).  
a) Schätzungen auf Basis der Angaben der Junior- und U18-Wahl.

Abb. 1
Wahlpräferenzen nach politischem Spektrum

Quelle: Darstellung des ifo Instituts.� © ifo Institut
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Hinweise: Die Abbildung zeigt die Wahlpräferenzen der Bevölkerung unter und über 18 Jahren nach politischen Spektrum. 
Klassifikation: Links: DIE LINKE; Mitte: CDU/CSU, SPD, GRÜNE, FDP, PIRATEN, FREIE WÄHLER, Tierschutzpartei;  
Rechts: AfD, NPD; Satire/Splitter: Alle anderen Parteien.
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würden, die Wahlbeteiligung dann aber linear mit dem Alter 
bis zum Alter von 6 Jahren auf 0 % abfällt.3 Dies würde be-
deuten, dass sich etwa 3,4 Mill. der insgesamt rund 12 Mill.  
0- bis 18-Jährigen an der Bundestagswahl beteiligen würden, 
was einer Wahlbeteiligung von rund 28,6 % in dieser Alters
klasse entspräche. An dieser Stelle wären durchaus auch an-
dere Annahmen möglich, die die späteren Ergebnisse jedoch 
nur wenig verändern würden. Drittens nehmen wir an, dass 
es keine strategischen Änderungen im Wahlverhalten der äl-
teren Bevölkerung gibt. Dies ist insofern wichtig, als dass das 
Medianwahlalter der Wahlberechtigten von 52 auf 47 Jahre 
sinken und sich möglicherweise Wahlkampfthemen und 
-schwerpunkte verschieben könnten.

Wir ermitteln aus den Stimmanteilen bei der Junior- und 
U18-Wahl sowie der angenommenen Zahl der Wähler unter 
18 Jahren die zusätzlichen Stimmen, die die Parteien bei der 
Bundestagswahl 2017 von den Unter-18-Jährigen erhalten 
hätten. Ein „Kinderwahlrecht“ würde zwar zu rund 20 % mehr 
Wahlberechtigten, aber unter den getroffenen Annahmen nur 
zu rund 7 % mehr Wählern führen. Die Wahlbeteiligung an der 
Bundestagswahl 2017 hätte ohne Altersgrenze damit bei rund 
68,3 % gelegen. Von Interesse ist hauptsächlich jedoch die 
Veränderung der Stimmanteile der Parteien. Abbildung 2 stellt 
die Stimmanteile bei der Bundestagswahl 2017 (graue Balken) 
den Simulationsergebnissen einer Abschaffung des Mindest-
wahlalters gegenüber (grüne Balken). Die Wahlergebnisse 
würden sich bei einem „Kinderwahlrecht“ geringfügig, aber in 
bemerkenswerter Weise ändern: Während Parteien der demo-
kratischen Mitte gestärkt worden wären, würden Parteien am 
linken und am rechten politischen Rand verlieren. Unter Ver-
nachlässigung möglicher Erststimmeneffekte auf Überhang- 
und Ausgleichsmandate hätte die AfD zwei Mandate und DIE 
LINKE ein Mandat weniger erhalten, wären Kinder und Jugend-
liche stimmberechtigt gewesen. Profitiert hätten die Grünen 
mit fünf zusätzlichen Sitzen, FDP und CDU/CSU hätten jeweils 

ein bis zwei Sitze eingebüßt. Keine sonstige, nicht im Bundes-
tag vertretene Partei käme bei einer Abschaffung des Mindest-
wahlalters auch nur näherungsweise in Richtung der 5-%- 
Hürde. Auch die Mehrheitsverhältnisse im Parlament würden 
sich nicht verändern; auch weiterhin wären eine Große Koali-
tion oder ein „Jamaika-Bündnis“ möglich.

Die Simulation beruht auf einer Wahlbeteiligung von 
rund 30 % bei den Unter-18-Jährigen. Geht man von einer 
(eher unrealistisch) hohen Wahlbeteiligung auf dem Niveau 
der Bevölkerung über 18 Jahren aus, verstärken sich sogar 
nochmals die Effekte bezüglich einer Mandatsverschiebung 
hin zu Parteien der Mitte. Die AfD hätte in diesem Fall sechs 
Sitze im Deutschen Bundestag an andere Parteien verloren.

Fazit

In diesem Beitrag haben wir gezeigt, dass Kinder und Jugend-
liche Parteien der demokratischen Mitte bevorzugen. Ihr po-
tenzielles Wahlverhalten unterscheidet sich kaum von den 
Über-18-Jährigen. Markant ist einzig eine deutlich stärkere 
Präferenz für Umweltparteien. Wir haben simuliert, wie die 
Bundestagswahl 2017 ohne das Mindestwahlalter von 18 Jah
ren ausgegangen wäre. Im Ergebnis käme es nur zu geringen, 
aber bemerkenswerten Mandatsverschiebungen zugunsten 
der politischen Mitte und zulasten extremer Parteien. Keine 
sonstige, nicht im Bundestag vertretene Partei käme bei einer 
Abschaffung des Mindestwahlalters auch nur näherungsweise 
in Richtung der 5-%-Hürde. Die Ergebnisse bestätigen frü-
here Untersuchungen, wonach die seit 2007 in Österreich 
wahlberechtigten 16- bis 18-Jährigen sehr verantwortungs-
bewusst mit ihrer Stimme umgehen (Wagner et al. 2012).

Stärkere politische Partizipationsrechte für Kinder und 
Jugendliche im Sinne eines „Kinderwahlrechts“ erscheinen 
vor diesem Hintergrund nicht weiter abwegig. Ein erster Schritt 
könnte etwa die Reduktion des Wahlalters auf 16 Jahre sein. Zu 

Abb. 2
Ergebnisse der Bundestagswahl 2017 mit und ohne Mindestwahlalter

Quelle: Schätzungen und Darstellung des ifo Instituts.� © ifo Institut
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beachten sind jedoch strategische Anpassungen von Parteien 
und Eltern an eine Absenkung oder Abschaffung des Mindest-
wahlalters. Dies dürfte sicherlich einen (gewollten) Einfluss 
auf die Themen- und Schwerpunktsetzung im Wahlkampf 
haben. Eine intensivere Untersuchung der Reduktion des Min-
destwahlalters von 18 auf 16 Jahre bei sämtlichen Wahlen in 
Österreich (2007) sowie bei Landtagswahlen in Bremen (2011), 
Brandenburg (2012), Hamburg (2013) sowie Schleswig-Hol-
stein (2013) könnte darüber Aufschluss geben und erscheint 
vor diesem Hintergrund als lohnenswertes Forschungsprojekt.
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1	 Die Daten wurden jeweils am 18. Oktober 2017 von folgenden Websites ab-
gerufen: Juniorwahl 2017: http://www.juniorwahl.de/bundestagswahl-2017.
html, U18-Wahl: https://www.u18.org/bundestagswahl-2017/wahlergebnisse/.

2	 Hierunter verstehen wir solche Parteien, die entweder in der Altersgruppe 
über 18 Jahren oder unter 18 Jahren mindestens 1 % der Stimmen erhalten 
haben und nicht dem linken oder rechten Rand oder einer Satirebewegung 
zuzurechnen sind.

3	 Diese Annahme erscheint vertretbar vor dem Hintergrund aktueller Wahl-
statistiken aus Brandenburg, wo 16- und 17-Jährige bei der Landtagswahl 
2014 wahlberechtigt waren. Die Wahlbeteiligung unter den 16- und 17-Jäh-
rigen entsprach in Brandenburg ziemlich genau der Wahlbeteiligung in der 
Kohorte der 35- bis 40-Jährigen und lag etwas unter der Gesamtwahlbeteili-
gung (Statistik Berlin-Brandenburg 2014).




